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1.) Niedersächsisches Grundsteuergesetz verfassungswidrig?  

2.) Aufwendungen einer GmbH für private Interessen ihres Gesellschafter-Geschäftsführers als 
verdeckte Gewinnausschüttung  

3.) Ungeklärte Vermögenszuwächse beim Gesellschafter-Geschäftsführer - Vorliegen einer 
verdeckten Gewinnausschüttung?  

4.) Arbeitsverträge künftig per E-Mail möglich  

5.) Vermächtnisschuld bei "Jastrowscher Klausel" im Berliner Testament  

6.) Umsatzsteuer soll in dieser Wahlperiode bleiben wie sie ist  

7.) Förderung von Aus- und Weiterbildung soll weiter gestärkt werden  

___________________________________________________________________________________________ 

Allgemeine Steuerzahlungstermine im Mai 2024     

Fälligkeit  Ende der 
Schonfrist 

Fr 10.05. Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag Mo 13.05. 

Fr 10.05. Umsatzsteuer Mo 13.05. 

Mi 15.05. Gewerbesteuer Di 21.05. 

Mi 15.05. Grundsteuer Di 21.05. 

 

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde. 
Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Werktage vor dem Fälligkeitstermin ein-
gereicht werden. 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Straße des 17. Juni 106-108 
10623 Berlin 
 

T + 49. 30. 88 77 58 - 0 
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M info@mswberlin.de 
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1.) Niedersächsisches Grundsteuergesetz verfassungswidrig? 

Beim Niedersächsischen Finanzgericht ist ein Klageverfahren anhängig, dass die Frage der Verfassungs-
mäßigkeit des Niedersächsischen Grundsteuergesetzes zum Gegenstand hat. Niedersachsen machte von 
der durch den Gesetzgeber eingeräumten Öffnungsklausel Gebrauch und entschied sich in einem nieder-
sächsischen Grundsteuergesetz für das sogenannte Flächen-Lage-Modell. Grundlage für die Bewertung 
der Grundstücke sind die Flächen des Grund und Bodens und des Gebäudes multipliziert mit einer 
Äquivalenzzahl (bestimmter Zahlenwert je qm Boden und Gebäudefläche) und einem Lage-Faktor (Zu- 
oder Abschlag für die Lage des Grundstücks) für das jeweilige Grundstück. 

 

2.) Aufwendungen einer GmbH für private Interessen ihres Gesellschafter-Geschäftsführers als 
verdeckte Gewinnausschüttung 

Wenn eine Kapitalgesellschaft auch private Interessen ihres Gesellschafter-Geschäftsführers be-
rührende Aufwendungen finanziert, ist die für eine verdeckte Gewinnausschüttung ausreichende private 
Mitveranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis regelmäßig gegeben, wenn bei vergleichbaren Auf-
wendungen eines sonstigen Unternehmers § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG (nicht abzugsfähige Ausgaben) in 
Verbindung mit § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4 EStG. (nicht abzugsfähige Betriebsausgaben - Ähnliche Zwecke) 
eingreift. Aufgrund der privaten Konsumnähe eines TV-Abonnements mit gemischtem Programm-
zuschnitt ist nach Auffassung des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg im Rahmen der Prüfung einer ver-
deckten Gewinnausschüttung die Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis nur zu verneinen, wenn 
sich - etwa durch den Zuschnitt des konkreten TV-Abonnements - eine (nahezu) ausschließliche betrieb-
liche Veranlassung der Aufwendungen feststellen lässt.  

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg ist auch davon überzeugt, dass die Motivation des Gesellschafter-
Geschäftsführers, einen in seinem Komfort und seiner Fortbewegungsfunktion im Vergleich zu modernen 
Fahrzeugen deutlich eingeschränkten Oldtimer als Dienstwagen zu fahren, in erheblichem Umfang dem 
privaten Interesse an einer PS-affinen Freizeitgestaltung und an einer Repräsentation seiner Automobil- 
und Verkehrsbranchennähe durch das Fahren eines solchen Fahrzeugs geschuldet war. Aufwendungen 
für Leasingraten und Instandhaltung konnten daher nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden. 

 

Hinweis 

Der Bundesfinanzhof hat bereits klargestellt, dass auch Aufwendungen für Oldtimer unter diese 
„ähnlichen Zwecke” fallen können. Insbesondere, wenn sie wenig bewegt werden, weil sie eine 
ähnliche Nähe zur privaten Lebensführung aufweisen wie die übrigen in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4 EStG 
genannten Aufwendungen und Gegenstände. 
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3.) Ungeklärte Vermögenszuwächse beim Gesellschafter-Geschäftsführer - Vorliegen einer 
verdeckten Gewinnausschüttung? 

Die fehlende Aufklärung der Herkunft von beim Gesellschafter-Geschäftsführer festgestellten unge-
klärten Vermögenszuwächsen kann regelmäßig nur diesem in seiner Person angelastet werden und bei 
ihm zu entsprechenden Schlussfolgerungen führen. So entschied das Finanzgericht Baden-Württemberg. 

Bei einem Gesellschafter-Verrechnungskonto handelt es sich um nichts anderes als um ein Darlehen der 
Gesellschaft an den Gesellschafter, welches vergleichbar mit einem Girokonto bei einer Bank geführt 
wird. Aus hohen Bar-Rückführungen auf dem Gesellschafter-Verrechnungskonto kann jedoch regelmäßig 
nicht gefolgert werden, dass die Kapitalgesellschaft zusätzliche Betriebseinnahmen in Höhe der Rück-
führungen erzielt hat.  

Das Finanzamt trägt die Beweislast (objektive Feststellungslast) für das Vorliegen einer verdeckten 
Gewinnausschüttung. 

 

4.) Arbeitsverträge künftig per E-Mail möglich 

Arbeitsverträge sollen künftig in Text- statt in Schriftform geschlossen werden können. Darauf hat sich 
die Bundesregierung am 21.03.2024 geeinigt. Arbeitsverträge sollen damit bald digital vereinbart 
werden können, etwa durch eine E-Mail. Eine eigenhändige Unterschrift auf Papier, wie es § 126 BGB 
fordert, ist dann nicht mehr nötig.  

Die Änderung soll nachträglich noch in den bereits am 13.03.2024 beschlossenen Regierungsentwurf für 
das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz (BEG IV) integriert werden. Der Regierungsentwurf für das 
nunmehr um die digitalen Arbeitsverträge ergänzte BEG IV wird nun dem Bundesrat zur Stellungnahme 
zugeleitet und nach einer Gegenäußerung der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag weiter-
geleitet und dort beraten. 

 

5.) Vermächtnisschuld bei "Jastrowscher Klausel" im Berliner Testament 

Setzen Ehegatten sich in einem „Berliner Testament“ gegenseitig als Alleinerben ein und gewähren 
denjenigen Kindern ein betagtes Vermächtnis, die beim Tod des Erstversterbenden ihren Pflichtteil nicht 
fordern (sog. Jastrowsche Klausel), kann der überlebende Ehegatte als Erbe des erstversterbenden Ehe-
gatten die Vermächtnisverbindlichkeit nicht als Nachlassverbindlichkeit in Abzug bringen, da das Ver-
mächtnis noch nicht fällig ist. Das berechtigte Kind hat den Erwerb des betagten Vermächtnisses bei dem 
Tod des länger lebenden Ehegatten zu versteuern. Ist das Kind aufgrund der Anordnung des Berliner 
Testaments auch Schlusserbe nach dem länger lebenden Ehegatten geworden, kann es bei der Ermittlung 
des steuerpflichtigen Erwerbs von dem überlebenden Ehegatten die dann fällig gewordene Vermächtnis-
verbindlichkeit nach  einem Urteil des  Bundesfinanzhofs als Nachlassverbindlichkeit in  Abzug bringen.  
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6.) Umsatzsteuer soll in dieser Wahlperiode bleiben wie sie ist 

Die Bundesregierung plant für die laufende Legislaturperiode keine Reform der Umsatzsteuersätze. Das 
schreibt sie in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion. Sie verweist dabei auf den 
Koalitionsvertrag der Bundesregierung. Dieser sehe keine entsprechenden Reformen vor. 

 

7.) Förderung von Aus- und Weiterbildung soll weiter gestärkt werden 

Seit Sommer 2023 gilt das Gesetz zur Stärkung der Aus- und Weiterbildungsförderung. Zum 01.04.2024 
sind weitere umfangreiche Verbesserungen in Kraft getreten, zu denen Elemente der Ausbildungs-
garantie und das Qualifizierungsgeld gehören. 

Die Ausbildungsgarantie umfasst verschiedene Beratungs- und Unterstützungsangebote für junge 
Menschen, angefangen bei der beruflichen Orientierung und Beratung bis hin zu Hilfen bei der Aufnahme 
und für den erfolgreichen Abschluss einer Berufsausbildung. Neben einem geförderten Berufsorientier-
ungspraktikum für Schulabgänger steht künftig auch ein neuer Mobilitätszuschuss für Auszubildende zur 
Verfügung. Zudem soll ein Rechtsanspruch auf Förderung einer außerbetrieblichen Berufsausbildung 
zum 01.08.2024 eingeführt werden, wenn junge Menschen in einer Region mit zu wenig Ausbildungs-
plätzen wohnen und trotz eigener Bemühungen keinen Ausbildungsplatz finden. 

Das neue Qualifizierungsgeld soll Betriebe unterstützen, die besonders vom Strukturwandel betroffen 
sind. Das Qualifizierungsgeld wird angelehnt an das Kurzarbeitergeld als Entgeltersatz in Höhe von 60 
bzw. 67 % des Nettoentgeltes gezahlt, welches auf die Zeit der Weiterbildung entfällt. 

Bei der Weiterbildungsförderung für Beschäftigte soll die Fördersystematik mit festen Fördersätzen 
und weniger Förderkategorien vereinfacht werden. Zudem steht die Förderung in Zukunft allen Arbeit-
gebern und Beschäftigten offen und ist nicht mehr abhängig davon, ob ein Unternehmen vom Struktur-
wandel betroffen ist oder es sich um Engpassberufe handelt. 

 

 

 

 

 

 

 


